
Schriftlicher Bericht an die Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkt 4 

gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 

 

Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Kontrolle und Transparenz im Unternehmensbereich 

(KonTraG) wurde den deutschen Unternehmen die Möglichkeit eröffnet, eigene Aktien im Markt 

zurückzukaufen und auch wieder zu veräußern. Der Erwerb eigener Aktien soll über die Börse, ein an 

alle Aktionäre gerichtetes öffentliches Erwerbsangebot oder eine Aufforderung an die Aktionäre zur 

Abgabe von Verkaufsofferten erfolgen. 

 

Die Möglichkeit zum Wiederverkauf eigener Aktien dient der erneuten vereinfachten 

Mittelbeschaffung. Nach dem KonTraG kann die Hauptversammlung die Gesellschaft auch zu einer 

anderen Form der Veräußerung als über die Börse oder ein Angebot an alle Aktionäre ermächtigen. 

Voraussetzung ist dabei, dass die eigenen Aktien entsprechend der Regelung in § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG zu einem Preis veräußert werden, der den Börsenpreis im Zeitpunkt der Veräußerung nicht 

wesentlich unterschreitet. Die Möglichkeit einer solchen Veräußerung liegt im Interesse der 

Gesellschaft. Sie erlaubt insbesondere eine schnelle und kostengünstigere Platzierung der Aktien als 

deren Veräußerung nach den Regeln der Einräumung eines Bezugsrechts an die Aktionäre. Der 

Vorstand denkt hierbei konkret an Platzierungen bei institutionellen Anlegern und bei Anlegern mit 

unternehmerischem Beteiligungsinteresse.  

 

Durch die Ermächtigung, die Aktien gegen Sachleistung zum Erwerb von Unternehmen oder 

Beteiligungen an Unternehmen, zu veräußern, wird der Gesellschaft die Möglichkeit eröffnet, 

entsprechend dem internationalen Wettbewerb und der Globalisierung der Wirtschaft, Beteiligungen 

an Unternehmen im Wege des Aktientausches zu erwerben. Durch die Möglichkeit, eigene Aktien als 

Akquisitionswährung zu nutzen, erhält die Gesellschaft die notwendige Flexibilität, sich bietende 

Gelegenheiten zu Beteiligungserwerben erfolgreich ausnutzen zu können, ohne den zeit- und 

kostenaufwendigeren Weg über eine Ausnutzung des genehmigten Kapitals zu gehen. 

 

Auch soll die Heidelberger Beteiligungsholding AG berechtigt sein, eigene Aktien ohne erneuten 

Beschluss der Hauptversammlung einziehen können. 

 

Der Vorstand sieht die Möglichkeit, erworbene eigene Aktien einzuziehen, als eine Alternative. 

Insbesondere soweit die Anschaffungskosten unter dem Unternehmenswert liegen, erfolgt eine 

Einziehung eigener Aktien zu Gunsten der Aktionäre.  

 

Der Vorstand wird der Hauptversammlung jeweils im Nachgang über die Ausnutzung der 

Ermächtigung Bericht erstatten. 

 

Heidelberg, 20. April 2010 

 

Heidelberger Beteiligungsholding AG 

 

Der Vorstand 


